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E in wenig kurios mutet das schon an:
Alle vier Herausforderer aus den

Bundestagsparteien ragen in ihren Äm-
tern heraus. Nur der Wahlkreisinhaber
von Osnabrück-Stadt, Martin Schwan-
holz (SPD), ist wenig bekannt. Im Bun-
destag, wo der Europapolitiker seit sie-
ben Jahren sitzt, ist er kaum bei Reden
im Plenum zu hören. In Osnabrück, be-
richten Kommunalpolitiker, sei er um-
gänglich, aber auch dort wenig präsent
außer in seiner Parteibasis, um die er
sich rege kümmert. Das hat offenbar
auch die SPD bemerkt – auf der Landes-
liste rutschte Schwanholz um sieben Lis-
tenplätze nach hinten. Seine Wieder-
wahl als Direktkandidat ist ungewiss, ob-
wohl sein CDU-Gegenkandidat Mathias
Middelberg nach innen respektiert,
breit erfahren und einflussreich ist,
nach außen aber ebenso wenig sichtbar.
Als Leiter der Wirtschaftpolitik in der
hannoverschen Staatskanzlei ist der
Wirtschaftsjurist, der Erfahrungen in

mehreren Unter-
nehmen vorwei-
sen kann, Haupt-
koordinator im
Hintergrund der
für Niedersach-
sen ungemein
wichtigen Eini-
gung um Volkswa-
gen und Porsche.
Dabei half ihm
seine enge Bin-
dung zum nieder-

sächsischen Ministerpräsidenten Christi-
an Wulff, den er seit den Zeiten der
Schülerunion kennt.

Bei der letzten Bundestagswahl unter-
lag Middelberg Schwanholz nur knapp
mit 3,7 Prozent Abstand. Der Wahltrend
deutet nun auf eine CDU-Mehrheit im
Wahlkreis, der nie ein Erbhof einer der
beiden großen Parteien war. Einen Rück-
schlag könnte ihm indes der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende der FDP im
Bundestag und deren Spitzenkandidat
in Niedersachsen, der Rechtsanwalt
Carl-Ludwig Thiele, bringen: Weit ent-
schlossener als andere FDP-Kandidaten
wirbt Thiele, seit 1990 Bundestagsabge-
ordneter, um Erststimmen. Der Finanz-
politiker hofft offenbar, mit einem per-
sönlichen Erfolg seine Chancen auf ein
Amt als Parlamentarischer Staatssekre-
tär zu festigen. Aber auch Schwanholz
hat zwei veritable Rivalen auf dem lin-
ken Flügel, die Erststimmen abziehen
könnten. Die Kandidatin der Linkspar-
tei Maren Kaminski ist zwar eher in Han-
nover als in Osnabrück verwurzelt, als
Sprecherin der Landespartei genießt sie
aber Respekt und eine gewisse Aufmerk-
samkeit. Und die grüne Wahlkreisbewer-
berin Dorothea Steiner ist die rührige
Landesvorsitzende der Grünen in Nie-
dersachsen.

Fast alle Bewerber stellen sich als „mit-
tig“ dar; das gilt auch für den jetzigen
und den vorigen Bürgermeister Osna-
brücks, die als einzige „sichtbare“ SPD-
Politiker der Stadt gelten. Im Rat der
Stadt wird mit wechselnden Mehrheiten
entschieden – so wie einst die Herrscher
der Region abwechselnd katholische und
protestantische Fürstbischöfe waren.
Das entspricht dem Gefühl im Wahl-
kreis, der von Mittelstand und Harmonie-
bedürfnis geprägt ist. Sichtbar wird das
in der ungewöhnlichen Geschichte der
Stadt des Westfälischen Friedens als
Hort der Ökumene. Je ein Drittel der Be-
wohner sind Protestanten und Katholi-
ken, die Konfession spielt aber bei Wah-
len eine deutlich geringere Rolle als frü-
her. Wichtig ist vor allem der Einsatz für
den Mittelstand – dort hat Middelberg
als Mittelstandsbeauftragter der Landes-
regierung einen Vorteil.

Wirtschaftlich ist Osnabrück, nach
Hannover und Braunschweig größte
Stadt des Landes, solider aufgestellt als
andere Großstädte. Selbst der Abzug
der letzten britischen Truppen im Früh-
jahr dieses Jahres – in den Siebzigern
die größte Garnison außerhalb Großbri-
tanniens – erschütterte das Gefüge we-
nig. Einziges wirkliches und gefühltes
Problem ist die weitgehende Schließung
des Autowerkes Karmann. Dort haben

sich Schwanholz
wie Middelberg
für Auffanglösun-
gen eingesetzt.

Verwaltung
fehlt ebenso wie
Großindustrie –
stattdessen sind
Handel und Logis-
tik große Arbeit-
geber. Eine Aus-
nahme ist der
Stahlhersteller

Georgsmarienhütte mit seiner Schwerin-
dustrie in einer der fünf Randgemein-
den, die in den Wahlkreis 39 einbezogen
sind. Er trägt von der kommenden Bun-
destagswahl an die Nummer 40. Die an-
deren vier Ortschaften Hasbergen, Wal-
lenhorst, Belm und Hagen wurden von
Agrargemeinden zu Pendlerorten im
Teutoburger Wald. Die Bewohner des
Oberzentrums für das südwestliche Nie-
dersachsen und Teile des angrenzenden
Westfalens wählen so, wie sie sind: un-
aufgeregt, bedächtig, aber auch listig.

 ROBERT VON LUCIUS

STUTTGART, im August. Die Geburts-
tagsfeier für den früheren baden-württem-
bergischen Ministerpräsidenten Lothar
Späth vor zwei Jahren war nach Günther
Oettingers Geschmack – wie ja im Grun-
de vieles, was Späth machte und dachte.
Damals, im Herbst 2007, feierte Späth im
Neuen Schloss. Der frühere Ministerpräsi-
dent zahlte selbst, und Oettinger durfte
die Laudatio halten. Späth war für Oettin-
ger eine Art geistiger Ziehvater. Beide wa-
ren und sind wirtschaftsliberale „Anti-
kohlianer“. Das Verhältnis zwischen Gün-
ther Oettinger und seinem direkten Vor-
gänger im Ministerpräsidentenamt, Er-
win Teufel, dagegen ist weniger herzlich.
Zumindest bei Teufel sind große Distanz
und dauerhaftes Misstrauen zu spüren;
dazu muss man nur Teufels neuestes
Buch lesen.

Nun ist Günther Oettinger ein Mensch,
der im Verhältnis zu anderen Menschen,
selbst seinen politischen Gegnern, den of-
fenen Unfrieden nur über kurze Zeit ertra-
gen kann. Oettinger liebt die Harmonie.
Am Tag hetzt er von Termin zu Termin;
am Abend feiert er kameradschaftlich.
Man darf also annehmen, dass er auch zu
Teufel ein gutes Verhältnis aufbauen
möchte. Teufel wird am 4. September 70
Jahre alt. Vor Wochen war Teufel zu Gast
in Oettingers Staatskanzlei. Es soll ein an-

genehmes Gespräch gewesen sein. Gern
hätte Oettinger seinen Vorgänger davon
überzeugt, den Geburtstag in Stuttgart
ähnlich aufwendig wie den Späths zu fei-
ern. Doch Teufel bleibt sich treu. Eine Fei-
er in Stuttgart, auf der womöglich Oettin-
ger auch noch als Laudator aufträte, woll-

te er um keinen Preis. So feiert er am Tag
seines Geburtstags zu Hause in Spaichin-
gen. Der Bürgermeister will eine Rede hal-
ten. Damit ist aber der Landespartei, der
Fraktion und auch Oettinger nicht gehol-
fen. Damit die meisten von Teufels politi-
schen Weggefährten, die ihn wie die Bür-
ger in guter Erinnerung haben, eine Mög-
lichkeit zur Gratulation haben, tüftelte
die Landtagsfraktion mit großem diplo-
matischen Geschick mehrere Wochen an
einem Kompromiss: Wenn die Fraktion
anlässlich ihrer Herbstklausur in Fried-
richshafen tagt, soll es am Abend des 15.
September im „Schloss Montfort“ in Lan-
genargen unter Ausschluss der Öffentlich-
keit eine Feier für Erwin Teufel geben.

Nur dank diplomatischen und psycholo-
gischen Geschicks kam der Kompromiss
überhaupt zustande. Was sich auch daran
erkennen lässt, dass die Einladung vom
Fraktionsvorsitzenden Stefan Mappus
ausgesprochen wurde und Oettinger die
Karte nur unterschreiben durfte. Wieder-
um aus diplomatischen Gründen
schweigt der Sprecher der Fraktion eisern
über den Festakt. Als Erster dürfte der
Fraktionsvorsitzende das Wort ergreifen,
später dann wird wohl auch Oettinger
kurz reden dürfen. Falls Zwistigkeiten zu-
tage treten sollten, was in Großfamilien
ja gelegentlich vorkommt, bietet das
Schloss genügend Ausweichmöglichkei-
ten – im Keller ist die Diskothek „Hugo“.
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Mittiger
geht es kaum

ban. BERLIN, 17. August. Die Bundes-
tagsfraktionen von Union und SPD
werden sich am Donnerstag und Frei-
tag mit den Ergebnissen der Verhand-
lungen über die – vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderte – Verbesse-
rung der Mitwirkung von Bundestag
und Bundesrat in der Europa-Politik
befassen. Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU/CSU-Fraktion,
Röttgen, äußerte am Montag vor Be-
ginn der letzten Verhandlungsrunden,
es sei beabsichtigt, dass die Fraktionen
von Union, SPD, FDP und Grünen die
Gesetzesänderungen gemeinsam in
die parlamentarischen Arbeiten ein-
bringen sollten. Verschiedene Arbeits-
gruppen der Koalition, der Bundestags-
fraktionen und der Bundesländer be-
sprachen am Nachmittag letzte De-
tails. Insgesamt wird es sich um vier
Gesetzentwürfe handeln. Unter ande-
rem wird die bisherige Vereinbarung
zwischen Bundesregierung und Bun-
destag über die Informationspflichten
der Regierung zu europapolitischen
Angelegenheiten in einem Gesetzent-
wurf zusammengefasst. „An sich sind
wir politisch durch“, sagte Röttgen.
Die Regierung müsse dem Bundestag
alle notwendigen Unterlagen und Do-
kumente vorlegen, die in Brüssel be-
handelt würden. Stellungnahmen des
Bundestages müsse sie bei den Ver-
handlungen in der EU zugrunde legen.
Der Bundesrat erhalte – im Rahmen
der Zuständigkeiten der Länder – die
gleichen Rechte wie der Bundestag.
Doch werde die Regierung „voll und
uneingeschränkt verhandlungsfähig“
bleiben.

DÜSSELDORF, 17. August. Pünktlich
zum Ende der Sommerferien in Nord-
rhein-Westfalen hat Schulministerin Bar-
bara Sommer (CDU) eine beruhigende
Botschaft für viele Schüler, Eltern und
Lehrer. Den Schulen im Land stünden vie-
le Monate ohne große Neuerungen bevor.
Nach den Reformen in den vergangenen
vier Jahren sollen alle Beteiligten in Ruhe
lernen und arbeiten können – zumal im
kommenden Mai eine neuer Landtag ge-
wählt wird. Bis dahin will Ministerin Som-
mer möglichst nur mit guten Nachrichten
wie etwa den rund 7000 seit 2005 zusätz-
lich geschaffenen Lehrerstellen oder der
Ausweitung des Ganztagsangebots in Ver-
bindung gebracht werden. Schon lästern
manche, Frau Sommer habe sich einer Po-
litik der „ruhigen Hand“ verschrieben.

Eine ruhige Hand braucht die Ministe-
rin für ihr neuestes Vorhaben zweifellos.
Denn sie wagt sich auf ein besonders ver-
mintes Feld: Frau Sommer will „Spick-
mich“, einem Internetportal für Schüler,
Konkurrenz machen. Das Urteil, in dem
der Bundesgerichtshof vor den Sommerfe-
rien die Bewertung von Lehrern durch
ihre Schüler auf „Spickmich“ für zulässig
erklärt habe, sei ein „falsches Signal“, kri-
tisiert Frau Sommer. Sie begrüße, dass
die betroffene Lehrerin in Revision gehe
und nun vor dem Bundesverfassungsge-
richt für ihr Recht kämpfe. Internet-Fo-
ren wie „Spickmich“ gäben Lehrer teilwei-
se in aller Öffentlichkeit der Lächerlich-
keit preis. Mit Fotohandy und Internet sei
es möglich, Berichte und Bilder rasch
rund um die Welt zu publizieren und zu
manipulieren. Sie nehme die Verunglimp-
fung von Lehrkräften durch persönlich-
keitsverletzende Veröffentlichungen we-
gen ihrer Fürsorgepflicht sehr ernst. Frei-
lich finde Unterricht auch nicht im luftlee-
ren Raum statt. Feedback sei erwünscht
und notwendig.

Deshalb will die Ministerin nun „Spick-
mich“ mit einem landeseigenen „Rück-
meldeverfahren“ entgegentreten. Es gehe
um eine „Rückmeldekultur“, die den
angstfreien Austausch der Schüler mit ih-
ren Lehrern ermögliche. Das könne zwar
online, aber nur in einem durch ein Kenn-
wort geschützten und für Dritte nicht zu-
gänglichen Raum stattfinden. Als „höchst
interessantes Modell“ lobt die Ministerin
das an der Universität Jena entwickelte
Verfahren „Schüler als Experten für Un-
terricht“. Die Kinder und Jugendlichen
können dabei in Online-Fragebögen be-
schreiben, wie sie den Unterricht erleben
und welche Bedürfnisse und Interessen
sie haben. Unter der Rubrik „So sehe ich
diesen Aspekt meines Unterrichts“ kann
dann der Lehrer Stellung nehmen.

In wenigen Tagen will Ministerin Som-
mer mit den Lehrerverbänden und der
Landesschülervertretung über das Thema
sprechen, um im kommenden Halbjahr ei-
nen wissenschaftlich begleiteten Versuch
mit der „Spickmich“-Konkurrenz an meh-
reren Schulen zu beginnen. Bewähre sich
das Instrument, könne es in der kommen-
den Legislaturperiode schrittweise in
ganz Nordrhein-Westfalen eingeführt wer-
den. (reb.)

Teufel und sein Nachfolger (2004) Foto dpa

Hüseyin Ö. wieder in Haft – Das Ober-
landesgericht Frankfurt am Main hat
angeordnet, Hüseyin Ö., der wegen Un-
terstützung der „Islamischen Dschihad
Union“ als einer ausländischen terro-
ristischen Vereinigung angeklagt ist,
wieder in Haft zu nehmen. Das sei am
späten Freitagabend erfolgt, teilte das
Gericht am Montag mit. Ö. soll unter
anderem seine EC-Karte dem als Mit-
glied der „Sauerland-Gruppe“ ange-
klagten Adem Y. übergeben haben. Seit
Oktober vorigen Jahres war Ö. unter
Auflagen frei. Nun habe er jedoch inten-
sive Vorbereitungen für eine Ausreise
getroffen, zudem bestehe der Verdacht,
dass sich Ö. wieder in den „Dschihad“
begeben werde, hieß es weiter. Adem
Y. soll Ende August als Zeuge im Ver-
fahren gegen Ö. aussagen. (frs.)

Lengsfeld widerspricht Wulff – Vera
Lengsfeld (CDU) hat am Montag der
Schilderung von Niedersachsens Minis-
terpräsident Wulff (CDU) widerspro-
chen, Kanzlerin Merkel (CDU) habe in
einem Gespräch mit ihr erwirkt, ihre
Plakataktion einzustellen. „Es gibt defi-
nitiv auch keine Aufforderung der
Kanzlerin, diese Plakate abzuhängen“,
sagte Frau Lengsfeld der Nachrichten-
agentur dpa. Auf den Plakaten sind bei-
de Politikerinnen tief dekolletiert abge-
bildet, darunter der Slogan „Wir haben
mehr zu bieten“. Frau Lengsfeld kün-
digte in der Zeitung „Bild am Sonntag“
eine weitere Plakataktion an. Das Pla-
kat werde „ähnlich frech“ sein. (F.A.Z.)

„Stavanger“-Kapitän dementiert –
Der Kapitän des aus der Hand von so-
malischen Piraten befreiten Frachters
„Hansa Stavanger“, Kotiuk, hat einen
Bericht über Schadensersatzforderun-
gen gegen die Hamburger Reederei Le-
onhardt & Blumberg zurückgewiesen.
„Das ist Blödsinn, eine Frechheit“, sag-
te er dem „Hamburger Abendblatt“.
Die Zeitschrift „Focus“ hatte die Frau
des Kapitäns mit der Forderung nach
Schadensersatz zitiert. (dpa)

Lafontaine: Immer der Stärkere – Der
Spitzenkandidat der Linkspartei im
Saarland, der Parteivorsitzende Lafon-
taine, hat in der Zeitung „Tagesspiegel“
nicht gesagt, die Linkspartei unterstüt-
ze nach der Landtagswahl auch dann
einen SPD-Ministerpräsidenten, wenn
sie stärker als die SPD werde. Vielmehr
sagte Lafontaine, die Linkspartei habe
keine Probleme damit, den SPD-Spit-
zenkandidaten Maas zu unterstützen,
wenn die SPD stärker sei als seine Par-
tei. Lafontaine wurde in unserer Mon-
tagsausgabe falsch zitiert. Am Montag
sagte er, die Linkspartei bleibe dabei:
Immer der Stärkere schlage den Minis-
terpräsidenten vor. (F.A.Z.)

KOPENHAGEN, 17. August. Nach wo-
chenlangen Querelen hat es die isländi-
sche Ministerpräsidentin Jóhanna Sigur-
dardóttir womöglich doch noch ge-
schafft, ihre Regierungskoalition und
das Abkommen mit Großbritannien
und den Niederlanden über die Entschä-
digung von deren Sparern bei der Bank
„Icesave“ zu retten. Parallel zu den Ko-
alitionsverhandlungen über einen EU-
Beitritt hatte sich seit Juni ein gewalti-
ges Protestpotential angestaut: Die Is-
länder gingen gegen die Icesave-Verein-
barung auf die Straßen und warfen der
Regierung vor, die Zukunft des Landes
zu verspielen und jeden Bürger Islands
mit Auslandsschulden zu belasten, die
sie niemals abbezahlen könnten. Und
im Parlament, dem Althingi, bahnte
sich entscheidender Widerstand an:
Nicht nur die Opposition, sondern auch
Abgeordnete der Koalition von Sozial-
demokraten und Linksgrünen drohten,
gegen das Abkommen, dem das Parla-
ment zustimmen muss, zu stimmen;
selbst Minister kündigten einen derarti-
gen Schritt in den heftigen Parlaments-
debatten an. Vor allem bei den Links-
grünen schien der Widerstand unüber-
windbar.

Icesave, eine Tochter von Landsban-
ki, hatte seit 2006 etwa 320 000 Anleger
aus Großbritannien und den Niederlan-
den mit konkurrenzlos hohen Zinsen
dazu verlockt, ihr Geld dort anzulegen.
Als das Kartenhaus der Finanzspekula-
tion zusammenfiel, verstaatlichte Is-
lands Regierung die Banken, auch
Landsbanki, und war nun dafür verant-
wortlich. Zunächst wollte man nur die
Einlagen der Isländer garantieren, aber
dies hätte gegen die Gleichbehandlungs-
regeln des Europäischen Wirtschafts-
raums verstoßen. Und die Briten ver-

schafften sich zudem ein Faustpfand, in-
dem sie, unter Nutzung der neuen Anti-
Terror-Gesetzgebung, erst einmal die
Einlagen bei Icesave und anderen islän-
dischen Banken in Großbritannien be-
schlagnahmten. Die Vorgängerin der
jetzigen Regierung, eine Koalition von
Konservativen und Sozialdemokraten,
hatte schon im Herbst 2008 ein Grund-
satzabkommen über die Entschädigung
der Icesave-Sparer unterzeichnet – das
war Voraussetzung für die Notkredite
des IWF und der EU, mit denen der
Staatsbankrott erst einmal abgewendet
werden konnte. Im Juni hatte man sich
dann auf die Details geeinigt: Island
nimmt über 15 Jahre einen Kredit von
2,35 Milliarden Pfund bei Großbritan-
nien und 1,33 Milliarden Euro bei den
Niederlanden auf, die über einen Ent-
schädigungsfonds damit ihre Sparer di-
rekt entschädigen. Island stottert dann
die Kredite in den Jahren 2016 bis 2024
ab, hinzu kommen 5,5 Prozent Zinsen.

Zwei Drittel der Isländer sprachen
sich in Umfragen gegen das Abkommen
aus: Man könne nicht eine ganze Nati-
on für Verbrechen einiger privater Ban-
ken endlos leiden lassen. Sogar Verglei-
che mit dem Vertrag von Versailles wur-
den gezogen, von „Erpressung“ und
„endloser Versklavung der Nation“ war
die Rede – auch mit Blick auf die Aufla-
ge des IWF, demnächst das Haushaltsde-
fizit abzubauen. Insbesondere der Zorn
auf die Briten, denen man wegen ihrer
Beschlagnahme der isländischen Kon-
ten eine erhebliche Mitschuld am Zu-
sammenbruch der Banken anlastet,
wuchs immer mehr. Die französische
Anti-Korruptions-Beraterin der isländi-
schen Regierung, die aus Norwegen
stammende Eva Joly, warf in mehreren
Artikeln der Regierung in London vor,
die britischen Aufsichtsbehörden hät-
ten Icesave mangelhaft kontrolliert.

Andererseits pochten Briten und Nie-
derländer auf die Einhaltung des Ab-
kommens und die Entschädigung ihrer
Bürger. Ohne Einhaltung des Abkom-
mens, so viel schien klar, werde es kei-
ne weiteren Kredite der EU für Island
geben, und auch die Kredite des IWF
würden nicht mehr ausgezahlt. Zu-
gleich war klar, dass die Verhandlungen
über Islands EU-Beitritt am Wider-
stand der Briten und Niederländer
scheitern würden. Die Warnungen der
Regierung, bei einer Ablehnung des Ab-
kommens werde es keine weiteren Kre-
ditzahlungen an Island geben und da-
mit werde der Staatsbankrott real, schie-
nen nichts zu fruchten.

Am Samstag nun hat sich der Finanz-
ausschuss des isländischen Parlaments
auf einen Kompromiss über Beschrän-
kungen und Zusätze zum Abkommen
geeinigt, der den Koalitionsabgeordne-
ten doch noch eine Zustimmung zum
Abkommen möglich machen könnte.
Ausgehandelt wurden Zusätze zum Ice-
save-Abkommen – etwa der Vorbehalt,
dass die Höhe der Rückzahlungsraten
an das Wirtschaftswachstum geknüpft
wird. Die Rückzahlung solle nicht mehr
als vier Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes im Fall des britischen Kredits
und nicht mehr als zwei Prozent im Fall
des niederländischen Kredits betragen.
Heikler ist der generelle Vorbehalt,
dass zunächst geprüft werden soll, ob
die isländische Regierung überhaupt
für die Kredite verantwortlich ist; gege-
benenfalls soll das Parlament die souve-

räne Garantie beschränken können. Zu-
dem will Island festgeschrieben sehen,
dass Besitzstände des isländischen Staa-
tes auch im Ausland nicht beschlag-
nahmt werden dürfen. In den kommen-
den drei Lesungen des Gesetzes über
die Icesave-Regelung könnten noch wei-
tere Änderungen hinzukommen.

Auch wenn jetzt ein positives Votum
im Althingi sicher scheint: Am Ende
wird alles davon abhängen, ob London
und Den Haag, die bisher alle Änderun-
gen abgelehnt haben, den vom Finanz-
ausschuss vorgelegten Vertragszusät-
zen zustimmen. Und dies scheint ange-
sichts der generellen Revisionsklausel
eher unwahrscheinlich. Die isländische
Regierung, die nach eigenem Bekunden
mit den Briten und Niederländern so-
wie mit der EU in ständigem Kontakt
stand, deutete an, man rechne mit einer
Zustimmung. Schließlich könnten auch
die Briten und Niederländer nicht an ei-
nem Bankrott Islands interessiert sein.
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Inland in Kürze

Rückzahlung
nur unter Vorbehalt

„EZB, IWF, Icesave – nein danke“: Protest in der vorigen Woche in Reykjavík  Foto Reuters
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Die Mehrheit der Isländer
lehnt das mit London und
Den Haag geschlossene
„Icesave“-Abkommen ab.
Nun liegt ein Kompromiss
vor – dessen Bedingungen
sind aber so heikel, dass es
fraglich ist, ob die Partner
Islands zustimmen werden.

Von Siegfried Thielbeer

Mathias Middelberg

Martin Schwanholz


